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Anrede,

es ist Halbzeit in Nordrhein-Westfalen – die schwarz-gelbe Landesregierung ist fast 2 ½ Jahre im Amt. Bei der letzten Sitzung dieser Arbeitsgemeinschaft in Bad Honnef sagte ich, dass jede Regierung, egal ob im Bund oder Land, bestrebt sei, möglichst alle Reformen in der ersten Hälfte der Legislaturperiode unter Dach und Fach zu bringen. 
Dies ist mittlerweile geschehen. Viele der Reformprojekte, die im Koalitionsvertrag angekündigt wurden, sind beendet oder stehen kurz vor dem Abschluss. 
Der Ministerpräsident hat – wenn wundert’s - in einer Regierungserklärung eine positive Bilanz gezogen. Die Bilanz, die ich heute aus Sicht unseres Verbandes ziehen werde, fällt durchwachsen aus: es gibt viele positive, aber auch negative Aspekte.
Jetzt geht es an die Umsetzung der Reformen, auch und gerade in den Städten und Gemeinden. Und die Umsetzung ist zuweilen schwieriger als die Reform selbst.
Ganz vorne auf der kommunalen Agenda steht das KiBiz – das neue Kinderbildungsgesetz. 

Ende Oktober hat der Landtag das KiBiz verabschiedet, zum 1. August 2008 tritt das Gesetz in Kraft. 
Damit ist für uns eine sehr arbeitsintensive und anstrengende Zeit zu Ende gegangen. Ich bin seit 1992 bei diesem Verband.

Ich kann mich nicht erinnern, dass es bei einem anderen Gesetzesvorhaben in den letzten Jahren ein derartiges Hin und Her gegeben hat. Gegen das KiBiz waren die Verhandlungen mit Rot-Grün zum GTK fast eine Erholung! 

Das Traurige ist: Wir hätten uns einen Großteil der Aufregung ersparen können, wenn alle Beteiligten zu dem Konsens gestanden hätten, auf den wir uns bereits im Februar dieses Jahres verständigt hatten. Hiervon hatte ich auf der letzten Sitzung berichtet
Entscheidend ist für mich heute: Der Einsatz hat sich gelohnt. Wir haben uns in vielen Punkten durchgesetzt. 
So wurden alle kommunalrelevanten Punkte des Konsenses vom Februar ins Gesetz übernommen. Ein Großteil der Formulierungen im neuen KiBiz geht auf die Vorschläge zurück, welche die Kommunalen Spitzenverbände gemeinsam mit den Freien Trägern erarbeitet hatten. 
Wir haben die Freien Träger nach monatelangen heftigen Diskussionen zurück ins Boot geholt und damit den jetzt verabschiedeten trägerübergreifenden Konsens zwischen allen Beteiligten erst möglich gemacht. 
Das war ein wichtiges Ziel dieser Reform: Nur mit einem trägerübergreifenden Konsens, insbesondere über die fachlichen Anforderungen, d.h. die künftige Betreuungsqualität in den Kindergärten, lässt sich verhindern, dass sich das Land aus seiner fachlichen und finanziellen Verantwortung für den Kindergartenbereich zurückzieht. 

Der Konsens schafft außerdem Kostentransparenz und Vertrauen bei allen Beteiligten; beides unabdingbare Voraussetzungen für eine harmonische und konfliktfreie Weiterentwicklung der Kindergartenlandschaft in unseren Gemeinden.

Ich glaube, es wäre nicht gut gewesen, wenn die Jugendämter mit den Freien Trägern vor Ort fortwährend über Qualität und Kosten streiten müssten.
Nur im Konsens aller Beteiligten, im Konsens von Land, Kommunen und Freien Trägern, können wir die Kindergartenlandschaft in NRW und dann auch vor Ort zukunftsgerecht gestalten. 
Rot-Grün hat diesen Grundsatz immer beachtet; und sie wussten genau warum!
Das KiBiz ist mit Sicherheit nicht das optimale Gesetz– dafür sind die Interessen der Beteiligten einfach zu unterschiedlich. Aber es ist ein Schritt in die richtige Richtung, weil es die Kinder in unserem Land fördert, ohne die Kommunen finanziell zu überfordern! 
Besonders wichtig war für uns von Anfang an: Die Eckpunkte des KiBiz, 
· wie die Regelungen zur Finanzierung, 
· die Steuerungskompetenz des Jugendamtes, 
· die personellen und pädagogischen Grundsätze für die Kinderbetreuung, 
müssen im Gesetz selbst festgelegt werden und dürfen nicht in irgendwelche Verfahrensordnungen verschoben werden, die vielleicht erst am St. Nimmerleinstag und ohne unsere Mitwirkung erlassen werden. 
Kommunen wie Träger benötigen Planungssicherheit und Rechtssicherheit! 

Das hat schließlich – spät zwar, aber immerhin – auch die Landesregierung eingesehen. Jetzt legt das KiBiz selbst fest, wie 

· Gruppenformen, 

· Gruppengröße, 
· Betreuungszeiten und die 

· Personalausstattung einer Kindertageseinrichtung 
auszusehen haben.
Beschlossen wurde damit nicht das Modell der Regierung, sondern dasjenige der kommunalen Spitzenverbände: Es geht von einer gruppenbezogenen Kindpauschale aus.

Wir haben künftig

· mehr Flexibilität (3 Gruppen mit je 3 Öffnungszeiten, kombinierbar), 
· einen zielgenauen Einsatz der Finanzmittel (Pro-Kind-Pauschale) und
· weniger Bürokratie (Abrechnung von Pauschale statt Spitzabrechnung) 

Wir haben auch – unser zweites Ziel - den Spagat zwischen Qualität und Finanzierbarkeit einigermaßen geschafft. Das neue Gesetz wird auch bei den Kommunen teilweise zu höheren Kosten führen. Der Ausbau der frühkindlichen Bildung ist nicht zum Nulltarif zu haben: Er kostet Geld, mehr Geld als bisher. 
Aber dabei müssen wir berücksichtigen, dass der Ausbau der Krippenplätze inklusive ist. Das Land beteiligt sich an dieser Zukunftsaufgabe erstmals mit rund einem Drittel der Kosten Erstmals fördert das Land auch die Tagespflege in Höhe von 725 € pro Jahr. Das ist anerkennenswert und ein Erfolg unserer Arbeit. In anderen Ländern sieht es anders aus.
Auch beim Abrechnungsverfahren konnten wir uns durchsetzen: Das Land hatte zunächst eine Abrechnung zum 15.März, d.h. auf der Grundlage der Anmeldedaten vorgesehen. Das Risiko wäre voll an uns hängen geblieben, z.B. –wenn mehr als die angemeldeten Kinder die Betreuungsangebote in Anspruch nehmen.
Jetzt werden die Kindpauschalen nach Ablauf des Kindergartenjahres „spitz“ abgerechnet, nach der tatsächlichen Inanspruchnahme der Einrichtung. 
Ein zehnprozentiger Puffer (Einrichtungsbudget) nach oben und nach unten schafft Planungssicherheit und sorgt für eine faire Verteilung der Finanzierungsrisiken zwischen Land und Kommunen. Über- und Unterbelegungen im Vergleich zu den Anmeldungen, die über 10% hinausgehen, werden am Ende eines Kindergartenjahres ausgeglichen. Abweichungen, die sich innerhalb der Schwankungsbreite von 10% bewegen, muss kostenmäßig der Träger übernehmen.
Mit einer fairen Verteilung der Finanzierungsrisiken wäre eine Deckelung des Landesbeitrages nicht zu vereinbaren gewesen. Das Land bekennt sich nunmehr im Gesetz ausdrücklich zur gemeinsamen Finanzierungsverantwortung mit den Kommunen. 
Wir haben uns mit dem Finanz- und dem Jugendminister darauf geeinigt, dass, falls die vom Land bereit gestellten Mittel (im Jahre 2009 über 1 Mrd. €) nicht ausreichen sollten, Finanzministerium, Jugendministerium und die kommunalen Spitzenverbände eine entsprechende Vereinbarung treffen. Das Land hat aber nicht mehr das Recht, einseitig Mittel zu kürzen. 

Ob die Mittel ausreichen oder nicht, und wenn ja, in welchem Umfange wir gemeinsam mit dem Land nachlegen müssen, ist völlig unklar. Wir werden frühestens im Frühjahr 2009 erste genaue Erkenntnisse in Bezug auf das Kindergartenjahr 2009/2010 bekommen. Aber ich gehe nicht davon aus, dass wir uns erheblich verschätzt haben. 

Denn längere Öffnungszeiten können nur dann angeboten werden, wenn die entsprechenden Räumlichkeiten und das erforderliche Personal auch zur Verfügung stehen und das Jugendamt zustimmt. Auch werden sich die Eltern überlegen, wie viel Geld sie für die Kinderbetreuung ausgeben möchten. Denn längere Öffnungszeiten bedeuten auch höhere Elternbeiträge.

Eine deutliche Stärkung bringt das KiBiz für das Jugendamt. Das war unser drittes Ziel. Wir haben für eine gesetzliche Regelung gekämpft, die klar macht: Im Jugendamt laufen die Fäden zusammen. Hier liegt die Steuerungskompetenz, hier wird entschieden, wie die frühkindliche Bildung konkret vor Ort abläuft, vor allem in den Einrichtungen, die von Freien Trägern betrieben werden. Denn die Gemeinden sind neben dem Land der Hauptfinanzier. Diese Finanzierungsverantwortung erfordert auch eine entsprechende Steuerungskompetenz.
Das KiBiz sieht jetzt vor, dass das Jugendamt gemeinsam mit den Trägern bis zum Beginn eines jeden Jahres eine Prognose erarbeitet 
· wie viel und welche Gruppen brauchen wir, 
· wie lange sollen die Betreuungszeiten sein etc.? 

Diese Prognose legt der Träger, etwa die Caritas oder die Diakonie, den Eltern vor und fragt dort den genauen Bedarf ab. 

Die Ergebnisse werden erneut mit dem Jugendamt abgestimmt. Erst danach legt der Träger der Einrichtung die Zahl der Gruppen inklusive der Öffnungszeiten (Buchungszeiten) endgültig fest. Und bis zum 15. März muss dann das örtliche Jugendamt beim Landesjugendamt die benötigten Landesmittel für die festgelegte Zahl der Betreuungsplätze anmelden.  
Das heißt: Ohne uns läuft nichts, weil auch Herr Laschet letztendlich eingesehen hat: Nur im Konsens von Jugendamt, Trägern und Eltern ist der Spagat zwischen 
· Flexibilität, 
· Qualität und 
· Finanzierbarkeit der Kinderbetreuung zu schaffen.
Auch wurde anerkannt, dass es sich bei der zusätzlichen Sprachförderung um einen konnexitätsrelevanten Tatbestand handelt, der insoweit einem gesonderten Verfahren nach dem Konnexitätsausführungsgesetz unterliegt. 

Weil es sicher Umsetzungsprobleme geben wird, stellt eine Revisionsklausel sicher, dass das KiBiz Ende 2011 noch einmal auf seine Praxistauglichkeit und Finanzierbarkeit überprüft wird. 
Durchgesetzt haben wir uns auch bei der Frage der Funktion Mittlerer kreisangehöriger Städte als örtliche Jugendhilfeträger. Bekanntlich sah der Entwurf vor, dass weiterhin erst Städte ab 25.000 Einwohnern ein eigenes Jugendamt einrichten können. Dass stand im Widerspruch zur Novellierung der Gemeindeordnung. 

Mit dem vom Landtag verabschiedeten Gesetzentwurf wird nunmehr geregelt, dass die Absenkung der Schwellenwerte auch für den Bereich Jugendhilfe gilt. 

Ein Verbund mehrerer Kommunen unter 20.000 Einwohnern zu einem gemeinsamen Jugendamt ist allerdings nach wie vor ausgeschlossen. Dem steht das SGB VIII [früher KJHG], ein Bundesgesetz, entgegen. Und Bundesrecht bricht bekanntlich Landesrecht [Art.30 GG]. Alle bisherigen Versuche das Verbot zu kippen, sind bisher am Widerstand der freien Träger gescheitert. Aber wir bleiben am Ball.
In den letzten Wochen haben wir mit dem Land mit Hochdruck die Verfahrensordnung verhandelt. Wir wissen, dass Sie auf heißen Kohlen sitzen, weil sie mit den Planungen für das nächste Kindergartenjahr starten wollen. Anfang der Woche wurde uns der Entwurf zugestellt, gestern haben wir ihn mit den Jugendämtern diskutiert. Der Inhalt des Entwurfs überrascht nicht: Im Wesentlichen werden Zeitpunkte und Verfahren bezogen auf die Meldung der Betreuungsplätze, der Über- und Unterschreitung sowie der Abrechnung mit dem Land festgelegt. Das Verhandlungsklima war konstruktiv und sachlich. Die Zeit der Aggression ist endgültig vorbei.

Es bleiben aber Kritikpunkte, bei denen wir uns nicht durchsetzten konnten:
· So z.B. ist die Annahme des Landes, die Eltern finanzierten 19 Prozent der Kosten, unrealistisch, weil derzeit landesweit nur etwa 13 Prozent der Kosten durch Elternbeiträge gedeckt sind. Das Elternbeitragsdefizitausgleichsverfahren wird dennoch nicht wieder eingeführt.
· Das Land sollte ferner mit den Kirchen verbindliche Regelungen treffen, damit die kirchlichen Träger trotz ihres künftig geringeren Finanzierungsbeitrags (abgesenkt von 20 auf 12 %) keine finanziellen Sonderregeln vor Ort einfordern oder weitere Kindergartenplätze abbauen. Das ist nicht geschehen.
Während wir in Nordrhein-Westfalen die Weichen für eine zukunftsgerichtete Kinderbetreuung gestellt haben, kommen aus Berlin neue Herausforderungen auf uns zu. 
Stichwort: Rechtsanspruch auf einen Krippenplatz. Ab 2013 müssen wir bundesweit rund 1 Million Betreuungsplätze bereitstellen – mit den entsprechenden Betriebs- und Investitionskosten! Hier sind noch reichlich Fragen offen. 
· Keiner kann z.B. derzeit genau sagen, wie sich der Bedarf an Krippenplätzen in NRW entwickeln wird.
· Ob wir für 20 %, 35 % oder gar 50 % der unter Dreijährigen Krippenplätze benötigen – keiner weiß es. 
· Woher nehmen wir die bundesweit zusätzlichen 80.000 – 100.000 Erzieherinnen, die wir für die Umsetzung eines Rechtsanspruches benötigen?
Klar ist nur so viel: Es gibt eine Vereinbarung des Bundes mit den Ländern, wonach sich der Bund bis zum Jahre 2013 mit rd. 2,15 Mrd. Euro an den investiven Kosten für den Ausbau der Krippenplätze beteiligen wird. Der Anteil, der auf NRW entfällt, beträgt rd. 480 Mio. Euro, in 2008 85 Mio. Euro. 
Das Land wird diesen Betrag nicht mit eigenen Mitteln aufstocken, weil es davon ausgeht, dass sie insgesamt ausreichen werden.
Da die Mittel bereits ab dem 01.01.2008 fließen werden, müssen wir möglichst schnell gemeinsam mit dem Land festlegen, wie die Mittel verteilt werden. Auch insoweit sitzen viele Kommunen in den Startlöchern, weil sie möglichst bald mit dem Bau von Krippenplätzen beginnen müssen, um zu Beginn des nächsten Kindergartenjahres fertig zu sein. Ich darf Ihnen versichern: wir drücken auch bei diesem Punkt mächtig aufs Tempo.
An den Betriebskosten wird sich der Bund mit einem Drittel beteiligen, wenn die Länder ihrerseits ein weiteres Drittel beisteuern. Wenn das so kommt, wäre der kommunale Anteil überschaubar.
Wir werden jedenfalls weiter wachsam bleiben und nicht zulassen, dass am Ende die Kommunen auf den Kosten sitzen bleiben. Auch hier muss gelten: Wer bestellt, bezahlt. Wer soziale Wohltaten verteilen will, muss auch sagen, wie er sie finanziert. 
Die zweite große Baustelle, die wir in den letzten Wochen geschlossen haben, ist die Reform der Gemeindeordnung. 
Die öffentliche Diskussion auch in der kommunalen Familie war und ist von der Neugestaltung des § 107 bestimmt. Ohne Zweifel: Dort haben wir, dort haben die Kommunen in NRW eine Niederlage erlitten. Mit dem neuen § 107 GO haben wir das schärfste kommunale Wirtschaftsrecht in der Bundesrepublik Deutschland.
Nicht, 
· weil es dafür einen sachlichen Grund gibt, 
· weil eine starke Kommunalwirtschaft volkswirtschaftlich schädlich wäre, wie immer behauptet wird. 
Das Gegenteil ist der Fall. Die Statistik zeigt: Nirgendwo ist die Kommunalwirtschaft stärker als in Bayern und Baden-Württemberg, den wirtschaftlich erfolgreichsten Ländern in Deutschland. 
Wir haben eine Niederlage erlitten, weil Teile der Landesregierung ihr Motto „Privat vor Staat“ zum neoliberalen Dogma erhoben haben, weil der Schwanz wieder einmal mit dem Hund gewedelt hat! 

Das Gesetz ist in Kraft: Jammern hilft uns jetzt nicht weiter. Wir müssen unsere Betriebe auf die neue Rechtslage einstellen. Eine Rechtslage, die gravierende Änderungen mit sich bringt – gerade für unsere Stadtwerke, auch wenn uns die Landesregierung im Gesetzgebungsverfahren etwas anderes weiß machen wollte. 
Nach dem Wortlaut des neuen § 107 GO dürfen die Stadtwerke neue, ihr Kerngeschäft ergänzende Tätigkeiten aber nur anbieten, wenn dafür ein dringender öffentlicher Zweck besteht, wenn es auf dem betreffenden Markt kein hinreichendes privates Angebot gibt. 

Eine kaum überwindbare Hürde, die die wirtschaftliche Handlungsfreiheit der Kommunen massiv einschränkt, weil sie auf neue Kundenwünsche nicht mehr reagieren können. 
Kurz vor Ende des Gesetzgebungsverfahrens haben anscheinend auch die Koalitionäre gemerkt, dass sie über’s Ziel hinausgeschossen sind. Flugs wurde ein Entschließungsantrag eingebracht und die Begründung, also nicht der Wortlaut des § 107, geändert. 
Energienahe Dienstleistungen sollten jetzt doch zulässig sein. Damit sei, so war aus Düsseldorf zu hören, die Welt der Kommunalwirtschaft wieder in Ordnung! 
Mitnichten! 

Jeder Jura-Student im 1. Semester weiß: Auslegungsgrenze eines Gesetzes ist sein Wortlaut. Danach gehen die Gerichte und nicht nach Entschließungsanträgen, die in letzter Minute hinterher geschoben werden. Der Entschließungsantrag ist bestenfalls politische Kosmetik und wird wenig ausrichten, wenn die privaten Anbieter die Stadtwerke aus dem Markt klagen!
Eine Hoffnung bleibt uns: Das kommunale Wirtschaftsrecht ist schon x-Mal reformiert worden in den letzten Jahren. Vielleicht schwingt das Pendel wieder zurück – weg von einer ideologisch verbrämten Politik hin zu einer vernünftigen, verbraucherorientierten Wirtschaftspolitik. 
Wir wollen keine Vorzugsbehandlung, keine Sonderrechte vom Gesetzgeber. Alles was wir wollen sind faire Chancen in einem fairen Wettbewerb. 

Eines dürfen wir über die Debatte um § 107 GO aber nicht vergessen: Die neue Gemeindeordnung bringt auch viel Gutes für die Städte und Gemeinden in Nordrhein-Westfalen! Wir haben Vieles erreicht, für was wir seit Jahren gekämpft haben. 
Die neue GO stärkt den Bürgermeister. Er ist künftig gesetzliches Mitglied des Rates und darf an den meisten Abstimmungen teilnehmen. 
Seine Personalkompetenz wird erweitert. Nur noch im Einvernehmen mit dem Bürgermeister kann der Rat die Geschäftskreise der Beigeordneten festlegen. Erst wenn das Einvernehmen nicht zustande kommt, entscheidet der Rat alleine, aber nicht mit einer 2/3, sondern mit einfacher Mehrheit. 

Wegweisend für NRW ist die Abkoppelung der Bürgermeisterwahl von der Ratswahl. Seit langem kämpfen wir für die Trennung, weil sie die besondere Verantwortung des Bürgermeisters auch nach außen dokumentiert. 

Was die Wahlzeit der Bürgermeister betrifft: Sechs Jahre sind ein Anfang. Ich bin mir fast sicher: Bei der nächsten GO-Reform kriegen wir auch noch die acht Jahre durch! 
Wichtig war uns im Gesetzgebungsverfahren immer: Mit der Stärkung des Bürgermeisters muss die Stärkung des Rates einhergehen. Eine Verschiebung der Machtbalance darf es nicht geben. Bürgermeister und Rat, beide tragen Verantwortung vor Ort. 
Es ist richtig und wichtig, dass der Gesetzgeber 
· u.a. die Mindestgröße für Fraktionen herabgesetzt hat, 
· die Aufwandsentschädigungen an die Lebenshaltungskosten anpasst und

· an dem Rückholrecht des Rates festgehalten hat. 

Noch gar nicht abzusehen sind die Auswirkungen einer weiteren Gesetzesänderung: 
· die Herabsenkung der Schwellenwerte 
· und vor allem die Möglichkeit, Schwellenwerte zu „addieren“, 
bieten ungeahnte Chancen für den kreisangehörigen Raum. Chancen, um die uns die Kommunen in anderen Bundesländern schon heute beneiden. 
Die neue Gemeindeordnung senkt die Schwellenwerte für Mittlere kreisangehörige Städte von 25.000 auf 20.000 Einwohner, für Große kreisangehörige von 60.000 auf 50.000 Einwohner. 35 Kommunen haben die Aussicht, erstmals Mittlere kreisangehörige Stadt zu werden, 18 können den Status einer Großen kreisangehörige Stadt erwerben. 
Ein Status, der eine enorme Erweiterung der kommunalen Handlungsspielräume bringt. 
Mittlere kreisangehörige Kommunen beispielsweise übernehmen u.a. 

· die Zuständigkeit der unteren Bauaufsichtsbehörde, 
· auf Antrag die örtliche Trägerschaft der Jugendhilfe, 
· das Rechnungsprüfungsamt 
· oder die Trägerschaft von Rettungswachen nach dem Bedarfsplan. 
Als geradezu revolutionär für das Verhältnis von Kreis und kreisangehörigem Raum kann sich nach meiner Einschätzung die Einführung der so genannten „additiven Schwellenwerte“ erweisen.
Künftig können Gemeinden gemeinsam – auch kreisübergreifend – die Schwellenwerte erreichen, die für die Bestimmung zur Mittleren oder Großen kreisangehörigen Stadt nötig sind und die mit diesem Status verbundenen Aufgaben vom Kreis übernehmen. 
Wichtig ist: Die Kommunen müssen nicht alle Zuständigkeiten übernehmen, die mit der Eigenschaft als Mittlere oder Große kreisangehörige Stadt verbunden sind. Sie können sich selbst heraussuchen, welche Aufgaben sie in Eigenregie durchführen wollen und was beim Kreis verbleiben soll. 
Und wichtig ist vor allem: Die Kreise können das nicht verhindern. Sie haben kein Vetorecht, sondern nur ein Anhörungsrecht. Entsprechend massiv war der Widerstand der Landräte und des Landkreistages. Bis zur letzten Minute hat man mit allen Mitteln versucht, diese Regelung zu verhindern. Doch auch wir haben nicht geschlafen und uns letztlich mit überzeugenden Argumenten durchgesetzt. 
Neue Möglichkeiten werfen natürlich neue Fragen auf: 
· Welche Aufgaben wollen, welche Aufgaben sollten die Kommunen übernehmen? Was lassen wir besser beim Kreis? Was geben wir vielleicht wieder zurück?
· Wird es einen Verdrängungswettbewerb zwischen Kreis und Gemeinden geben oder ein partnerschaftliches Miteinander nach dem Motto: derjenige, der es am besten kann, soll die Aufgabe erfüllen? 
· Was wird aus der Kreisumlage, wenn manche Kommunen eigene Lösungen suchen, aber andere beim Kreis bleiben? 

Fragen, die wir derzeit diskutieren, auf die wir Antworten geben wollen, damit Sie die neuen Chancen aktiv nutzen können, damit die neue Gemeindordnung auch wirklich ein „Gesetz zur Stärkung der kommunalen Selbstverwaltung“ wird, wie die Landesregierung die neue Kommunalverfassung nennt. 
Ich bin aber heute schon sicher: Allein die Möglichkeit, dem Landrat Aufgaben zu entziehen, ohne dass er es verhindern kann, wird sein Bewusstsein nachhaltig verändern. 
Die kommunale Selbstverwaltung stärken – das sollen nach Meinung der Landesregierung auch zwei andere Reformprojekte – die Kommunalisierung der Versorgungs- und der Umweltverwaltung, also die Verlagerung von Aufgaben des Landes auf die Kreise und kreisfreien Städte.

Dagegen ist grundsätzlich nichts einzuwenden. Die Kommunalisierung ist positiv für die Bürger – sie bringt kürzere Wege und bedeutet ein Mehr an Bürgernähe. 
Wir haben aber auch von Anfang gesagt: Wir beobachten die Verwaltungsstrukturreform besonders aufmerksam, weil sie der erste Anwendungsfall des so genannten Konnexitätsprinzips ist. Unsere Landesverfassung schreibt unmissverständlich vor: Wenn Aufgaben auf die kommunale Ebene übergehen, hat das Land einen „finanziellen Ausgleich“ zu gewähren. 
Diesen will das Land durch die Übertragung von Stellen und Personal und deren Kostenerstattung leisten: Stellen statt Geld.

Aber diese Vorgehensweise widerspricht dem Wortlaut der Verfassung und des Konnexitätsausführungsgesetz: Dort heißt es finanzieller Ausgleich, also Geld statt Stellen.

Daran hat sich die Landesregierung zu halten. Aufgaben- und Personalübergang ja – aber nur im Einvernehmen und mit angemessenem Ausgleich. 
Aber beides ist bei der Verwaltungsstrukturreform nicht der Fall: weder bei der Reform der Versorgungsverwaltung noch bei der Reform der Umweltverwaltung. 
Bei der Reform der Umweltverwaltung etwa will das Land nur 25 % der derzeit in der Umweltverwaltung eingesetzten Beschäftigten überleiten. Allein beim Immissionsschutz gehen aber – nach Zahlen – 72 % der Anlagen auf die Kommunen über. 
Man kann sich an fünf Fingern abzählen, dass das Personal nicht ausreichen wird, um die neuen Aufgaben sachgerecht zu erfüllen. Wie soll ein Landkreis mit 1,5 Stellen – am besten noch drei Halbtageskräfte – die zahlreichen hochkomplexen Anlagen überwachen? Das ist doch gar nicht möglich! 

Das wissen auch die Landräte. Die Folgen können Sie sich denken: Der Kreis wird neues Personal einstellen. Personal, das die kreisangehörigen Gemeinden über die Umlage bezahlen sollen. Ich habe schon aus einigen Landkreisen von solchen Absichten gehört. 
Es kann nicht sein, dass das Land Personalabbau auf unsere Kosten betreibt! Wir werden auf die strikte Einhaltung des Konnexitätsprinzips pochen – notfalls in Münster, vor dem Verfassungsgerichtshof. 

Die Probleme bei der Versorgungsverwaltung sind fast identisch – zu geringe Pauschalen, zuwenig oder nicht ausreichend qualifiziertes Personal und so weiter. 
Wir werden darauf dringen, dass spätestens mit der für 2010 vorgesehenen Evaluation die Rahmenbedingungen der Verwaltungsstrukturreform noch einmal kritisch hinterfragt werden. 
Es ist nämlich nicht so, dass wir, dass die Kommunen in Nordrhein-Westfalen etwas zu verschenken hätten. 
· Wir schwimmen nicht im Geld, 
· es gibt auch keine schwindelerregenden Mehreinnahmen, wie uns manche weiß machen wollen. 
· Bei uns gibt es keinen Wettbewerb: „Wer ist als erster schuldenfrei?“ wie ihn Bund und Länder zurzeit veranstalten.
Natürlich: Die Steuereinnahmen insbesondere des Landes entwickeln sich weiterhin gut, so die Ergebnisse der neuesten Steuerschätzung. 
Das hat seine Auswirkungen im GFG 2008. Nach dem jüngsten Nachtrag des Finanzministers wird die Verbundmasse im kommunalen Finanzausgleich um knapp 13 Prozent gegenüber dem Vorjahr ansteigen; das bedeutet ein Plus von fast 850 Mio. Euro.
Trotz dieses erfreulichen Zuwachses haben wir erst jetzt wieder mit 7,4 Mrd. Euro in der Verbundmasse knapp das Niveau des Jahres 2000 erreicht, aber nur in absoluten Zahlen. 

Tatsächlich sind die Zuweisungen des Landes wegen der Inflation aber zurückgegangen, während gleichzeitig die Ausgabenbelastung der Kommunen insbesondere im sozialen Bereich (Grundsicherung; Hilfe zur Pflege und Eingliederungshilfe für Behinderte) erheblich angestiegen ist.

Richtig ist aber auch: 
· In keinem anderen Bundesland geht es den Kommunen per saldo so schlecht wie in NRW.

· In keinem anderen Bundesland ist das Gefälle zwischen reichen und armen Kommunen so groß wie in NRW. Während die einen Verbindlichkeiten abbauen, ihre Schuldenfreiheit mit Würstchen und Freibier feiern, können sich die anderen oft nur noch mit Kassenkrediten finanziell über Wasser halten. 

14,5 Mrd. Euro an kurzfristigen Krediten sind mittlerweile aufgelaufen. Bei den Altfehlbeträgen sieht es ähnlich aus. 
Mehr als 140 Mitgliedsgemeinden unseres Verbandes müssen auch in diesem Jahr in die Haushaltssicherung, über 80 in den Nothaushalt.
Kein Wunder, dass manche Kämmerer in der Not der Stunde ganz begehrlich auf ihre Sparkassen schielen und hoffen, dass bei der anstehenden Reform des Sparkassenrechts die nötigen Weichenstellungen für einen Verkauf von Sparkassen getroffen werden.
Es gibt leider immer noch keinen Referentenentwurf. Dies ist umso erstaunlicher, als der Finanzminister im August enormen Druck gemacht hatte. Ihm konnte es gar nicht schnell genug gehen.

In Windeseile sollten wir eine Stellungnahme zu den Plänen des Ministers abliefern. Wir haben das Unmögliche wahr gemacht. Denn 3 kommunale Spitzenverbände und 2 Sparkassenverbände unter einen Hut zu bringen, ist nicht ganz einfach.
Wir haben dies alles mitgemacht in der Erwartung, dass wir zügig ein neues Sparkassengesetz bekommen.

Doch weit gefehlt. Bis zum heutigen Tag lieg nichts vor, wir sind nicht weiter als im August. Alle fragen sich: Was sind die Gründe für diesen Stillstand?

Dabei waren wir uns mit dem Finanzminister schon in fast allen Punkten des neuen Sparkassenrechts einig, angefangen von der Regelung über die Ausschüttung bis zur Frage eines Verbundes der Sparkassen mit der WestLB. Ein Streitpunkt ist und bleibt das Thema Stammkapital. 

Es gibt keinen einzigen sachlichen Grund für die Einführung von Stamm-, oder wie es der Finanzminister nennt, Trägerkapital. Wir lehnen das strikt ab. Die Beruhigungspille – Einführung nur mit Zustimmung des Trägers – ändert daran nichts. Das Stammkapital ist der Einstieg in die Privatisierung unserer Sparkassen.

Genau deshalb sind wir auch strikt gegen die Bilanzierung von Sparkassen. Denn die Aktivierung in der Bilanz macht nur Sinn, wenn der Träger über die Sparkasse frei verfügen kann: Und das kann er eben nicht. Das weiß auch die Regierung.
Wenn sie dennoch an der Bilanzierung stur festhält, möchte sie eine Diskussion entfachen nach dem Motto: Was in der Bilanz steht, muss man auch verkaufen können. 
Und am besten noch an die WestLB, um ihr fehlende Kunden zuzuführen. Vertikalisierung nennt man das vornehm im „Bankerdeutsch.“

Und damit schließt sich der Kreis. Der Stillstand im Gesetzgebungsverfahren hat einen plausiblen Grund. Offensichtlich gibt es für die Landesregierung im Sparkassenrecht einige Stellschrauben, die verändert werden müssten, um die WestLB AG zukunftsfähig zu machen. Deshalb wird es bis zur Lösung der WestLB-Frage nach unserer Einschätzung auch keinen Gesetzentwurf geben. Diese Lösung ist nach der gestrigen Veröffentlichung der „10-Punkte-Erklärung“ näher gerückt. 
Weiterhin lehnen wir es aber ab, das Sparkassengesetz zu missbrauchen, um die WestLB AG in ein Geschäftsmodell zu zwängen, was in Wirklichkeit nicht zukunftsfähig ist. Die Vorstellung, dass die WestLB alleine überleben kann, wenn man ihr nur das Endkundengeschäft der Sparkassen öffnet, ist aus unserer Sicht nicht zielführend.
Versuche, die WestLB AG gesund zu machen, indem man die Sparkassen krank macht, werden wir, wird die kommunale Familie, mit allen Mitteln bekämpfen.
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